
Energiepolitik

Severin Fischer

Bereits im Vorfeld wurde das Jahr 2016 von der Europäischen Kommission zum „Year of
Delivery“ der Energieunion ausgerufen. Dieses Versprechen konnte durch die Vorlage des
in  einer  historischen  Perspektive  umfangreichsten  energiepolitischen  Gesetzgebungs-
vorhabens im November 2016 zumindest von Seiten der Kommission erfüllt werden. Mit
insgesamt 13 Legislativvorhaben und Rechtsakten, 75 Dokumenten und über 3.000 Seiten
Text wird das Paket unter dem Titel  „Clean Energy for All Europeans“ zum zentralen
Gegenstand der energiepolitischen Auseinandersetzungen in der Union in den Folgejahren
werden.1 Es berührt in erster Linie die Bereiche Strommarkt, erneuerbare Energien und
Energieeffizienz  sowie die allgemeine Steuerungsstruktur  energie-  und klimapolitischer
Transformation  in  der  nächsten  Dekade  bis  2030.  Neben diesen  legislativen  Entwick-
lungen prägten vor allem Entscheidungen zur Verbesserung der Versorgungssicherheit im
Bereich Erdgas und die Kontroverse um die Ostseepipeline „Nord Stream 2“ die energie-
politischen Debatten im zurückliegenden Jahr.

„Governance“: Neues Steuerungsinstrument auf EU-Ebene

Mit ihrem Vorschlag für eine Verordnung zur „Governance der Energieunion“ als Teil des
Winterpakets 2016 hat die Kommission ein neues Steuerungsinstrument für die Energie-
und Klimapolitik auf EU-Ebene entwickelt.2 Obwohl der Vorschlag zahlreiche innovative
Elemente  für  die  Neuausrichtung  des  Verhältnisses  zwischen  der  Union  und  ihren
Mitgliedstaaten enthält, ist der Ausgangspunkt für den Gesetzgebungsvorschlag weniger in
der bewussten Weiterentwicklung der EU-Energie- und Klimapolitik als vielmehr in der
Sorge vor einer entstehenden Regelungslücke zu finden. Während die Planungsvorgaben
für die energiepolitische Transformation für das Jahr 2020 – etwa im Bereich der Erneuer-
bare-Energien-Politik – auf einer gemeinsamen EU-Zielsetzung und einer daraus abgelei-
teten Übertragung dieses Ziels auf verbindliche nationale Ziele basieren, hatte der Euro-
päische  Rat  im  Oktober  2014  beschlossen,  künftig  auf  verbindliche  nationale
Zielsetzungen zu verzichten und stattdessen lediglich ein verbindliches  EU-weites  Ziel
festzulegen. Um die so entstehende Verbindlichkeitslücke zu schließen, hatte der Energie-
ministerrat 2015 zentrale Elemente für die Governance-Verordnung festgelegt, durch die
in einem iterativen Prozess zwischen der Kommission und den nationalen Regierungen
eine kollektive Zielerreichung gewährleistet werden soll.3 

Neben der Steuerung gemeinsamer 2030-Ziele soll die Governance-Verordnung aber
auch  die  Koordination  zwischen  EU-Staaten  und  Kommission  generell  neu  gestalten.

1 Europäische Kommission: Saubere Energie für alle Europäer – Wachstumspotenzial Europas erschließen,
Pressemitteilung, IP/16/4009, 30.11.2017.

2 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über das Governance-System der Energieunion, KOM(2016) 759.

3 Council of the European Union: Outcome of Proceedings. Governance system of the Energy Union –
Council Conclusions (25. November 2015), 14459/15, 26. November 2015.
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Sämtliche Berichtspflichten aus den unterschiedlichsten Legislativakten in der  Energie-
und Klimapolitik sollen künftig in integrierten Energie- und Klimaplänen der Mitgliedstaa-
ten  zusammengefasst  werden.  Diese  Erleichterung administrativer  Verpflichtungen  war
eine zentrale Forderung vieler EU-Staaten. Darüber hinaus sollen die Mitgliedstaaten auch
langfristige Klimapläne bis 2050 entwickeln.4 Diese Forderung dürfte erwartungsgemäß
auf  größeren  Widerstand  treffen.  Auch  ein  Konsultationsprozess  der  Pläne  zwischen
benachbarten EU-Staaten ist im neuen Governance-Konzept vorgesehen.

Im nun anstehenden Verhandlungsprozess  zwischen  Parlament  und Rat  wird  es  vor
allem  um  die  Verbindlichkeit  der  Governance-Verordnung  und  ihrer  Ziele  sowie  der
Durchsetzbarkeit der Kommissionsempfehlungen gegenüber nationalen Plänen gehen. 

Eine neue Erneuerbare-Energien-Richtlinie

Der Ausbau der erneuerbaren Energien in der Union schreitet voran. Nach Angaben der
Statistikbehörde  Eurostat  betrug  der  Anteil  am  Endenergieverbrauch  2015  bereits  16
Prozent.  Eine  Zielerreichung für  2020  auf  EU-Ebene  ist  damit,  trotz  teils  erheblicher
Unterschiede bei der Ausbaugeschwindigkeit in den Mitgliedstaaten, sehr wahrscheinlich.

Ein wichtiger Bestandteil des Winterpakets ist auch eine Neuausrichtung der Erneuer-
bare-Energien-Politik.  Das bislang geltende Ziel  (20 Prozent-Anteil  am Endenergiever-
brauch bis 2020) wurde vom Europäischen Rat durch eine Festlegung auf 27 Prozent bis
2030 ausgeweitet. Die Kontrolle der Umsetzung dieses Ziels erfolgt künftig jedoch über
die  bereits  dargestellte  Governance-Verordnung.  In  der  überarbeiteten  Erneuerbare-
Energien-Richtlinie5 sollen jedoch weiterhin gemeinsame Regeln für die Gestaltung von
Fördersystemen in den EU-Staaten sowie spezifische Bestimmungen zur Integration erneu-
erbarer Energien in den Strom-, Wärme- und Verkehrssektor festgelegt werden. Ein Verbot
retroaktiver Förderkürzungen findet sich ebenfalls im Vorschlag.

Vor allem innerhalb der Kommission wurde im Vorfeld der Veröffentlichung des Richt-
linien-Vorschlags  ein  Machtkampf  ausgetragen:  Während die  Generaldirektion  Energie
Grundbedingungen für die Gestaltung von Fördermaßnahmen im Sinne eines „Common
Rulebooks“ festlegen wollte, beharrte die Generaldirektion Wettbewerb darauf, dass die
Leitlinien für staatliche Beihilfen im Bereich Energie und Umwelt hierfür die entscheiden-
de Maßgabe seien und die Kommission ihre wettbewerbsrechtliche Alleinzuständigkeit
nicht selbst beschneiden sollte. 

Ein weiterer wesentlicher Bestandteil der überarbeiteten Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie  betrifft  den  Bereich  erneuerbare  Energien  im  Verkehrssektor,  der  vorrangig  die
Verwendung von Biokraftstoffen betrifft. Das bislang geltende 10 Prozent-Ziel bis 2020
soll in seiner bestehenden Form nicht bis 2030 ausgeweitet werden. Stattdessen favorisiert
die Kommission einen Ansatz, in dem der Anteil von Biokraftstoffen der ersten Generation
(vorrangig aus speziell für diesen Zweck angebauten Pflanzen) bis 2030 deutlich reduziert
wird und durch Biokraftstoffe der zweiten Generation (Abfälle, Stroh etc.) sowie durch
Elektromobilität ersetzt wird. Dies dürfte insbesondere von Seiten der landwirtschaftlich
geprägten EU-Staaten auf erheblichen Widerstand stoßen.

4 Marc Ringel/Michèle Knodt: Governance der Energieunion: Weiche Steuerung mit harten Zügen?, in: in-
tegration 2/2017.

5 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung), KOM (2016) 767. 

256 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017



Energiepolitik

Der Strommarkt 2.0

Der größte und umfangreichste Teil im Winterpaket betrifft die Neugestaltung des Strom-
marktes und die Integration der nationalen Märkte. Die zentralen Gesetzgebungsvorhaben
sind eine Neuauflage der Strombinnenmarktrichtlinie6, eine Neugestaltung der Verordnung
über  den  grenzüberschreitenden Stromhandel7,  eine  überarbeitete  Verordnung über  die
Agentur für die Zusammenarbeit der nationalen Regulierungsbehörden (ACER)8 und eine
neue Verordnung über die Sicherheit der Stromversorgung9. Hinzu kommt ein Bericht über
das Ergebnis der zwei Jahre zuvor eingeleiteten Sektoruntersuchung hinsichtlich nationaler
Kapazitätsmechanismen.10

Die umfangreichen Vorschläge der Kommission sind Ergebnis einer über mehrere Jahre
andauernden Debatte über ein neues Strommarktdesign. Ziel der Kommission ist es, die
EU-Marktregeln stärker an die Realität zunehmend vernetzter nationaler Märkte anzupas-
sen. So sollen die Handelsintervalle im EU-Kontext verkürzt (Intraday-Markt), nationale
Eingriffe verringert (regulierte Preise, überflüssige Kapazitätsmechanismen) und institutio-
nelle  grenzüberschreitende  Zusammenarbeit  verbessert  werden.  Während  unter  den
Mitgliedstaaten grundsätzliche Einigkeit darüber herrscht, dass Reformen auf dem euro-
päischen Strommarkt notwendig sind, zeichnen sich mit Blick auf die Details der Regeln
langwierige Kontroversen ab. In Deutschland haben Bundesrat und Bundestag bereits eine
Subsidiaritätsrüge gegen das Paket der Kommission veranlasst.11 Diese betrifft insbeson-
dere die erweiterten Zuständigkeiten für ACER sowie die im Paket angelegte Möglichkeit
zum Neuzuschnitt von Strompreiszonen. In Berlin positiv aufgenommen wurden hingegen
die neu formulierten Rechte von Verbrauchern, die selbst oder als Energiekommunen aktiv
als Produzenten am Strommarkt teilnehmen wollen. Eine Regelung, die insbesondere in
Polen auf heftige Gegenwehr stößt, findet sich im Vorschlag der Kommission, neue Kohle-
kraftwerke nur mit einem Grenzwert von 550 Gramm CO2 pro Kilowattstunde an Kapazi-
tätsmärkten teilhaben lassen zu wollen. 

Umfang und Reichweite der Kommissionsvorschläge lassen einen langwierigen Gesetz-
gebungsprozess zwischen Parlament und Rat erwarten. Auch wenn die Kommission selbst
lediglich von einer „Evolution, statt Revolution“ spricht, dürften die Neuregelungen das
Geschehen auf Europas Strommärkten in den kommenden Jahrzehnten prägen.

Energieeffizienz: Mehr Verbindlichkeit?

„Energy  Efficiency  First“  lautet  eines  der  Grundprinzipien,  die  sich  die  Europäische
Kommission für die weitere Entwicklung der Energieunion bereits 2015 in ihrem Grund-

6 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates mit
gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt, KOM (2016) 864.

7 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über den Elektrizitätsbinnenmarkt (Neufassung), KOM (2016) 861.

8 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Gründung einer Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehör-
den (Neufassung), KOM (2016) 863.

9 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über
die Risikovorsorge  im Elektrizitätssektor  und  zur Aufhebung der  Richtlinie 2005/89/EG, KOM(2016)
862.

10 Europäische Kommission: Bericht der Kommission. Abschlussbericht zur Sektoruntersuchung über Kapa-
zitätsmechanismen, KOM (2016) 752.

11 Deutscher Bundestag: Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9.
Ausschuss), Drucksache 18/11777 (neu), 30. März 2017.
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satzpapier  auf  die  Fahnen  geschrieben  hatte.  Dieses  Leitmotiv  steht  jedoch  in  einem
Widerspruch zu der indikativen Zielsetzung in Höhe von lediglich 27 Prozent, die als Teil
der Zielformulierung des Europäischen Rates im Oktober 2014 festgelegt worden war. 

Eine der größten Herausforderungen in diesem Teilbereich findet sich in der Vielzahl
der  Einzelmaßnahmen,  die  erst  in  ihrem  Zusammenwirken  Veränderungen  erzeugen
können. Dazu zählt das sogenannte „Energy Labelling“ – eine Produktkennzeichnung, die
Verbraucher  Informationen  über  die  Energiebilanz  verschiedener  Produkte  kenntlich
macht. Die Neugestaltung dieser Verordnung war einer der ersten Kommissionsvorschläge
im Rahmen der Energieunion und konnte im Juni 2017 verabschiedet werden.12

Deutlich kontroverser  dürfte  sich die Debatte über eine neue Gebäudeeffizienzricht-
linie13 und eine Richtlinie über die Effizienz bei Energiedienstleistungen14 gestalten. Beide
Maßnahmen würden umfangreiche und teils auch kostenintensive Umsetzungsschritte auf
Seiten der EU-Staaten erfordern. Insofern verwundert es kaum, dass das von der Kommis-
sion  vorgeschlagene  verbindliche  30  Prozent-Ziel  zur  Effizienzsteigerung mit  verbind-
lichen jährlichen Schritten in Höhe von 1,5 Prozent auf Gegenwehr im Rat stößt.  Der
maltesischen Ratspräsidentschaft ist es im ersten Halbjahr 2017 gelungen, eine gemein-
same Positionierung des Rates zu beiden Dossiers zu erreichen. Darin enthalten ist die
Nennung des 30 Prozent-Ziels, ohne aber auf Gestaltung Bezug zu nehmen. Wesentliche
Bestandteile beider Richtlinien wurden so aufgeweicht, dass von einer reduzierten Durch-
griffsmöglichkeit  der  Union  im  Bereich  Energieeffizienz  auszugehen  ist,  sollte  der
Vorschlag in dieser Form auch vom Parlament angenommen werden.

Fortschritte bei der Erdgasversorgungssicherheit

Während die Diskussionen rund um das „Clean Energy for All Europeans“-Paket erst im
November Fahrt aufgenommen haben, kann beim Themenkomplex Versorgungssicherheit
rund um den Energieträger Erdgas eine Einigung über die Neufassung der maßgeblichen
Gesetzesnorm vermeldet werden. Die Kommission hatte im Februar 2016 einen Vorschlag
über die Reform der Verordnung zur Gassicherheit15 und eine Überarbeitung der Entschei-
dung zu intergouvernementalen Verträgen im Energiebereich16 unterbreitet. Ein wesent-
licher Streitpunkt der Verordnung war die von der Kommission vorgeschlagene Einfüh-
rung  von  spezifischen  Gruppen  von  Mitgliedstaaten  (Regionen),  in  denen
Gaskrisenprävention  gemeinsam  betrieben  und  Solidaritätsmaßnahmen  im  Krisenfall
eingeleitet werden sollten. Deutschland und eine Reihe weiterer Mitgliedstaaten wehrten
sich gegen die aus ihrer Sicht beliebige Zusammensetzung der Regionen, die nicht die
Realitäten des europäischen Gasmarktes widerspiegeln würden. Auch die Ausweitung der

12 Rat der Europäischen Union: Klarere Energieverbrauchskennzeichnung für mehr Energieeffizienz, Presse-
mitteilung 401/17, 26.6.2017.

13 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, KOM (2016) 765.

14 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz, KOM (2016) 761.

15 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 994/2010, KOM (2016) 52.

16 Europäische Kommission: Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlament und des Rates zur
Einrichtung eines Mechanismus für den Informationsaustausch über zwischenstaatliche Abkommen und
nicht verbindliche Instrumente zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern im Energiebereich und zur Auf-
hebung des Beschlusses Nr. 994/2012/EU, KOM (2016) 53.
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Transparenzanforderungen an kommerzielle Gaslieferverträge gegenüber der Kommission
stieß auf Gegenwehr. Dennoch konnte nach intensiven Verhandlungen bereits im Frühjahr
2017 ein Trilog-Kompromiss hinsichtlich beider Legislativakte verkündet werden, der nun
noch formell durch das Europäisches Parlament und den Rat angenommen werden muss.17 

Erstmals wird durch die neue Verordnung das Solidaritätsprinzip im Gasbereich in EU-
Recht gegossen. So sollen sich im Falle einer Gaslieferunterbrechung EU-Staaten nach
einem geregelten Verfahren untereinander aushelfen. Ein modifizierter Regionalisierungs-
ansatz soll sich zukünftig stärker an Lieferkorridoren orientieren und präventive Maßnah-
men mit Blick auf Lieferunterbrechungen erarbeiten. Auch wird die Kommission künftig
kommerzielle  Verträge einsehen können, wenn diese innerhalb eines EU-Staats  für die
Gasversorgung eine relevante Größe (mindestens 28 Prozent der Liefermenge) einnehmen.
Die Neugestaltung der Entscheidung zu intergouvernementalen Verträgen im Bereich Öl
und Gas erlaubt der Kommission vermehrten Einblick in die Vertragsgestaltung zwischen
EU-Staaten und Nicht-EU-Staaten.

Mit den beiden Legislativakten zur Versorgungssicherheit hat sich die Union in diesem
Bereich auf maßvolle,  aber wichtige Schritte zu einer gemeinsamen Versorgungssicher-
heitspolitik geeinigt. Diese sind auch im Zusammenhang mit der Ausweitung der Zuschüs-
se für Infrastrukturinvestitionen zu sehen. So wurden 2016 insgesamt 263 Mio. Euro und
2017 ein Betrag in Höhe von 444 Mio. Euro für Machbarkeitsstudien und Investitionsbei-
hilfen zur Verfügung gestellt. Ein großer Teil betrifft die Erdgasinfrastruktur, so etwa Flüs-
siggasterminals oder die „Baltic Pipeline“, mit der künftig Polen über Dänemark Zugang
zu norwegischen Gaslieferungen erhalten könnte.

Nord Stream 2, Gazprom und der Ukraine-Transit

Für die EU-Energiepolitik bleibt weiterhin auch die Diskussion über die Erweiterung der
bestehenden  Ostseegaspipeline  um weitere  zwei  Stränge  („Nord  Stream  2“)  prägend.
Während eine Reihe von EU-Staaten (darunter Deutschland) das von einem Konsortium
(bestehend aus Russlands Gazprom sowie fünf westeuropäischen Unternehmen) finanzier-
ten Projekts als kommerzielles Vorhaben behandeln, wird von Seiten Polens mit Unterstüt-
zung der baltischen Staaten versucht, einen Baubeginn zu verhindern. Neben den sicher-
heitspolitischen Bedenken rund um den Bau der Pipeline hat sich insbesondere die Frage
des regulatorischen Regimes zum größten Streitpunkt entwickelt. Während die Kommis-
sion auch intern in der Frage gespalten zu sein scheint, ob eine Anwendung des Dritten
Energiebinnenmarktpakets in der Ostsee (und damit außerhalb der EU-Grenzen) Anwen-
dung finden kann, hat sich die deutsche Bundesnetzagentur als nationale Regulierungs-
behörde einer solchen Interpretation entgegengestellt. 

Nachdem die Kommission zuletzt ihre politische Abneigung gegenüber dem Projekt in
Stellungnahmen deutlich gemacht hat, wurde nun auf Drängen der dänischen und schwe-
dischen Regierung vom Kommissionskollegium beschlossen, dass der Rat um die Ertei-
lung eines Mandats für die Aufnahmen von Verhandlungen mit der russischen Regierung
zur Festlegung eines Regulierungsregimes ersucht wird.18 Ob der Rat der Kommission ein
solches Mandat erteilen wird, erscheint derzeit allerdings noch ungewiss.

17 Rat der Europäischen Union: Mehr Transparenz bei internationalen Energieverträgen: größere Energiever-
sorgungssicherheit,  Pressemitteilung  143/17,  21.3.2017;  (ders.):  Sichere  Gasversorgung  durch  engere
Zusammenarbeit und mehr Solidarität, Pressemitteilung 217/17, 27.4.2017.

18 European Commission: Commission seeks a mandate from Member States to negotiate with Russia an
agreement on Nord Stream 2, Press Release IP/17/1571, 09.06.2017.
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Das Verhältnis zwischen der Kommission und Gazprom wurde zuletzt auch mit Blick
auf  zwei  weitere  Verfahren  herausgefordert:  Zum  einen  hatte  die  Kommission  vor-
geschlagen,  das  seit  2011 anhängige  Verfahren  wegen Missbrauchs  einer  marktbeherr-
schenden Stellung gegen Gazprom auf dem Wege von Verpflichtungen des Unternehmens
beizulegen. Hiergegen will Polen juristisch vorgehen. Ebenso hatte die Kommission eine
Einigung mit  Gazprom über  die  Nutzung der  OPAL-Pipeline  (einer  Verlängerung der
Nordstream-Pipeline von Deutschland nach Tschechien) erreicht. Gegen diese Einigung
hatte das polnische Gasunternehmen PGNiG geklagt, sodass der Gerichtshof der Europä-
ischen Union die Anwendung der Regelung in der Folge aussetzte.

Ein weiteres ungelöstes Problem im EU-Russland-Verhältnis ist die Frage des zukünf-
tigen Gastransits über die Ukraine. Diese hatte erhebliche Reformanstrengungen im Ener-
giesektor  unternommen  und  war  unter  anderem  der  Energiegemeinschaft  beigetreten.
Dennoch steht bislang keine Neuregelung des 2019 auslaufenden Transitabkommens mit
Russland in Aussicht. Die ukrainische Naftogaz und die russische Gazprom stehen sich
noch  immer  vor  dem  internationalen  Schiedsgericht  in  Stockholm  in  verschiedenen
Verfahren mit Forderungen in Höhe mehrerer Milliarden Euro gegenüber. Vor der Klärung
dieser Streitpunkte ist nicht mit einer Neufassung des Transitabkommens zu rechnen.

Brexit

Auch in der Energiepolitik wirft der EU-Austritt Großbritanniens seine Schatten voraus.
Neben der engen Verflechtung über das Emissionshandelssystem und über die gemeinsame
Klimapolitik sind es vor allem die Organisation des vernetzten Energiemarktes und die
Zukunft des Euratom-Vertrags, die vor allem in London mit Sorge betrachtet werden. Der
Strom- und Gashandel mit Kontinentaleuropa hatte sich in den vergangenen Jahren zu
einem wichtigen Element der britischen Energieversorgung entwickelt.  Das Offenhalten
der Märkte ist daher im britischen Interesse. Ebenso wichtig erscheint die Beteiligung an
Euratom,  da  sich  die  Versorgung  mit  nuklearen  Brennstoffen  zu  einem  rechtlichen
Problem entwickeln könnte. Aus Sicht der Union würde der Brexit nicht nur eine Neujus-
tierung des Gleichgewichts im Rat zur Folge haben, wo sich die Briten klimapolitisch stets
engagiert zeigten, sondern würde auch eine heikle Nachjustierung der energie- und klima-
politischen Zielsetzungen der Union für 2030 erforderlich machen.

Ausblick

Die  Weiterentwicklung der  Energieunion  wird  auch  in  den  kommenden  Monaten  das
dominierende Thema der EU-Energiepolitik sein. Insbesondere die Beschlussfassung über
die  einzelnen  Bestandteile  des  Winterpakets  dürfte  die  Kapazitäten  der  EU-Organe in
diesem Politikfeld absorbieren, bevor ihr Mandat mit den Wahlen des Europäischen Parla-
ments im Jahr 2019 endet.  Auch für  das Pipelineprojekt „Nord Stream 2“ werden die
kommenden Monate entscheidend sein, sollen die Bauarbeiten doch bereits 2018 begin-
nen. Hier stellt sich insbesondere die Frage, ob der Rat der Kommission ein Mandat über
die Verhandlungen eines Abkommens mit Russland erteilen wird.
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